
nformationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Union ii 
Deutscl 

**sHP*f 
*»•*• 

and 
Bonn, den 25. April 1985 

Die SPD ist 
||n Friedens- und 
Sicherheitsrisiko 
Dem rkße- Sorge beobachtet die Christlich 
stric?   atiscne Union die immer tiefere Ver- 
die v     9 der deutschen Sozialdemokratie in 
Tej|e°n.Jun9Sozialisten, Kommunisten und 
°rqa R- •    so9enannten Friedensbewegung 
Der i?,8,erten antiamerikanischen Aktionen. 
MonteUe Bundesvorstand der CDU, der am 

tuiere 9J21, 4"1985) ln Bonn zu seiner konsti- 

die spn e" Sitzun9 zusammentrat, forderte 
deutScu"Fünrun9 auf> von diesen gegen die 
bricht      Und eur°Päischen Interessen 
Und si?en Aktivitäten Abstand zu nehmen 
distal. Von deren Zielsetzung inhaltlich zu 

*ianzieren. 
Aus  de» 
heraus V°m SPD-parteivorstand und den Jusos 
9e9en ^egebenen Aufruf zu der Großkundgebung 
an d

d®n amerikanischen Präsidenten in Neustadt 
,neue jVinstraße a• 5. Mai, werden die USA für 
stUng" assenvernichtungswaffenu, „Weltraumrü- 
Weif ' "die Unterdrückung der Länder der Dritten 
lungs|ä"

d,eVerschuldung und Elend der Entwick- 
le in die Um nur einige der unglaublichen Ausfäl- 
^acht n6r Einladun9 zu zitieren, verantwortlich ge- 
zahlte- em 'n freier und 9eneimer Wanl zweimal ge- 
'•ch cjas 

amer'kanischen Präsidenten wird ausdruck- 
est abgesprochen, sich auf die demokrati- 

(Fortsetzung auf Seite 2) 
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Bundesbank: Aufschwung gesichert 
Die Deutsche Bundesbank sieht in ihrem Jahresbericht für 1984 den Fortgang 
des konjunkturellen Aufschwungs in diesem Jahr als gesichert an. Anhalte 
Geldwertstabilität sei eine wesentliche Voraussetzung,  um dem Aufscnw    » 
möglichst Dauer zu verleihen und damit die Grundlage für eine Ausweitung u 
Beschäftigung zu schaffen. Die Arbeitslosigkeit sei indessen weit9ehen

K
d
n~,eq 

Folge von Strukturproblemen, die sich nur über einen längeren Zeitraum ninJ• ^ 
und in erster Linie mit marktwirtschaftlichen Mitteln lösen ließen. Die Erfanruyjhrt 
mit öffentlichen Strukturhilfen seien nicht sehr positiv, da sie vielfach dazu geT 
hätten, überholte Produktionsstrukturen zu konservieren. 
Der wichtigste Konjunkturmotor sei die Exportwirtschaft, die in den beiden ers 
Monaten dieses Jahres um 17 Prozent mehr Aufträge verbucht habe als ein J 
zuvor und die ihre Geschäftsaussichten auch für die nächsten Monate als r 
günstig einschätze. Der deutsche Exporterfolg gründe sich nicht nur auf die r.. 
junkturbelebung im Ausland und den gestiegenen Dollarkurs. Hinzu sei ge* ^ 
men, daß die inländischen Anbieter ihre internationale Wettbewerbspositior 
heblich verbessert hätten. Hierbei hätten Fortschritte bei der Umsetzung w*   |fl 
scher Neuerungen und relativ geringere Kosten und Preiserhöhungen im iniar 
die gleiche Richtung gewirkt. ^ 

~^~ " n   des 

Die   Unfähigkeit   der  SPD-Fuhrung,  ^ 
Parteivorsitzenden Willy Brandt un JQ, 
stellvertretenden Parteivorsitzende 
hannes Rau, eine solche Skandal aft 

staltung der SPD zu verhindern, on f, 
die Konfusion und Zerstrittenheit de 

halb dieser Partei und die zune^ 0s' 
Macht der Anti-NATO- und Neutral' r. 
fraktion der SPD. Die politischen vv^ 
tunisten in der SPD, wie Johannei ^ 
und Hans-Jochen Vogel, verspie' a,en 
Zeit jeden nationalen und Internat ^ 
Kredit der Oppositionspartei. Die ^ 
deutschen Interessen schädlicn ^ 
Freiheit und Frieden gefährdena r 

Wicklung in der deutschen Soziale ^ ^ 
tie zeigt sich außerdem einerseits spp 
einseitig positiven Reaktionen a des 
auf die jüngsten Propagandamano^^, 
sowjetischen Generalsekretärs .jgen. 
schow und andererseits in der en der 
pauschalen und totalen Ablehnt»»^ 
amerikanischen Forschung für ei ,^< 
Verteidigungssystem. Die SPD ' gjc^er- 
schen zu einem Friedens- una ^Q^ 
heitsrisiko für Deutschland una 

(Fortsetzung von Seite 1) 

sehen Traditionen des Hambacher Festes 
zu berufen. 

Diese Kampagne gegen eine der ältesten 
freiheitlichen Demokratien der Welt und 
gegen unseren wichtigsten Verbündeten 
ist, angesichts des von der Sowjetunion 
zu verantwortenden Völkermords in 
Afghanistan, der über 2 Millionen Insassen 
von sowjetischen Konzentrationslagern, 
der Unterdrückung und Verletzung der 
Menschenrechte und der permanenten 
Christen- und Judenverfolgung in der So- 
wjetunion, eine Provokation und ein politi- 
scher Anschlag auf Freiheit und Frieden in 
Deutschland und Europa. Daß diese Ver- 
anstaltung vom' SPD-Vorstand organisiert 
wird und Präsidiumsmitglieder der SPD, 
wie Wischnewski, der SPD-Ministerpräsi- 
dent Lafontaine zusammen mit einer san- 
djnistischen Marxistin aus Nicaragua, auf 
dieser Veranstaltung sprechen, ist eine 
Verhöhnung aller deutschen Demokraten 
und dient den Interessen der Sowjetunion. geworden. 
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BUNDESTAG 

Norbert Blüm: Wir lassen die Rentner 
^cht im Stich 

BuntW     tefl'19, April 1985 vom 

Stärkun   9 beratene Gesetz zur 
der Q"

9.der Finanzgrundlagen in 
"Jno\mSSil,cnen Rentenversiche- 

a   ntha,t 'olgende Regelungen: 

tenveLrhlträge für die gesetzliche Ren- 
vom i , erun9 werden für den Zeitraum 
1986 um nnc 1985 bis zum 31. Dezember 
* DieR ,5vHangehoben. 
Arbeit wpe'!,rä9e für die Bundesanstalt für 
UrTl 0 3 v u fur den 9'eichen Zeitraum 
| D'  VH- gesenkt. 

*6ntner ura
+
nkenversicherungsbeitrag der 

1 Juli loo! .^ ab 1- Juli 1985 4,5 v. H., ab 
V.H.    iy865,2v.H. und ab I.Juli 19875,9 

1,5 M^||ja
B

rH
ndeszuscnuß 1985 wird bis zu 

der erforri ? °M um den Betrag erhöht, 
9eschrieb iSt' Um die gesetzlich vor- 
Cher2ustehne   Schwankungsreserve   si- 

klärteeinadpeiLSminister Norbert Blüm er- 
>n Qeset^V Undestagsdebatte: „Dies ist 
hei Grund     die Sicherung der Renten. 
fW?s Rückireu9lbt es für djeses Gesetz: 
?l9reichJ;K®hrforderungsgesetz war er- 
2rbe'tskam^S W,r erwartet haben, und der 
^ntenverThünd Seine Fol9en hat die 

H Versicherung   mehr   gekostet   als k    den vnrk    üng  mehr  gekostet 
aftbarwar^

andenen Finanzmitteln 

öU ^kkehrförderung 
Ar0KBer Ertofnhrf

c
Örderun9s9esetz war ein 

rh?eitriehml;    S hat den ausländischen 
Wn 2a J|eh0,fen- Sie kehrten nicht nanden in ihre Heimat zurück 

und der deutsche Arbeitsmarkt wurde 
entlastet. 
Nicht 50000, wie ursprünglich angenom- 
men, sondern dreimal mehr Ausländer 
kehrten mit ausgezahlten Rentenanwart- 
schaften in ihre Heimatländer zurück. 
Kurzfristig ist Rückkehrförderung Geld- 
entzug für die Rentenversicherung, lang- 
fristig jedoch eine Entlastung durch Be- 
freiung von Ansprüchen und Risiken. 2,5 
Milliarden DM hat uns das Gesetz geko- 
stet. Die 2,5 Milliarden fehlen jetzt in der 
Rentenkasse. Aber die Rentenversiche- 
rung ist durch diese vorzeitige Auszah- 
lung auch um viel höhere spätere Lasten 
befreit. 

2. Arbeitskampf 
Der Arbeitskampf 1984 hat zu Einnahme- 
ausfällen in der Rentenversicherung ge- 
führt. Seine Folgen sind auch niedrigere 
Lohnabschlüsse, denn die Umsetzung 
des Produktivitätswachstums in Freizeit 
anstelle von Lohn geht an den Rentnern 
vorbei. 
Das Gesetz liefert vier Beweise einer gu- 
ten Politik für Rentner. 
1. Es beweist die Handlungsfähigkeit der 
Bundesregierung. 
2. Es bestätigt eine Politik der sozialen 
Balance von Alt und Jung. 
3. Es unterstreicht eine ehrliche Finanzie- 
rung unserer Sozialsysteme. 
4. Es ist Ausdruck der Solidarität mit der 
älteren Generation. 
Zu1.: 
Postwendend am gleichen Tag, an dem 
die neuen Schätzungen der Rentenversi- 
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cherungsträger bekannt wurden, trafen 
die Koalitionsfraktionen ihre Entscheidung 
für dieses Gesetz. Schneller hat noch kei- 
ne Koalition gehandelt. 

Zu 2.: 
Zur Sicherung der Rentenfinanzierung tra- 
gen alle bei. Die Beitragszahler müssen 
mehr Beiträge bezahlen. Die Rentner be- 
teiligen sich durch einen Krankenversiche- 
rungsbeitrag an den Kosten ihrer Kran- 
kenversicherung. Ihr Beitrag steigt schritt- 
weise bis zur Hälfte jenes Betrages, den 
ihre Rentenversicherung an die Kranken- 
versicherung abführt. Das entspricht auch 
der Leistung der Arbeitnehmer, die sich 
ihren Beitrag mit den Arbeitgebern teilen. 
Auch die SPD beabsichtigte in ihrer Re- 
gierungszeit, den Krankenversicherungs- 
beitrag bis zu dieser Höhe steigen zu las- 
sen. 
Helmut Schmidt hat in seiner Regierungs- 
erklärung vom 24. November 1980 ange- 
kündigt, daß die Rentner „schrittweise bis 
zur  Höhe  des  halben   Krankenversiche- 
rungsbeitrags so wie aktive Arbeitnehmer 
an der Finanzierung ihrer Krankenversi- 
cherung beteiligt werden". 
Diesen Zeitpunkt erreichen wir am 1. Juli 
1987.  Deshalb wird in den kommenden 
beiden Jahren der Krankenversicherungs- 
beitrag der Rentner jeweils um 0,7 Pro- 
zentpunkte angehoben. 
Die  Finanzbedürfnisse  der Rentenversi- 
cherung werden also auf die Schultern 
von Alt und Jung gerecht verteilt. Die Ren- 
tenversicherung basiert auf der Solidarität 
der Generationen. 

Zu 3.: 
Wir befriedigen Finanzbedürfnisse dort, 
wo sie entstehen. Deshalb erhöhen wir 
den Beitrag in der Rentenversicherung, 
weil dort Geld gebraucht wird, und senken 
ihn in der Arbeitslosenversicherung, weil 
dort ein Überschuß ist. Die Alternative da- 
zu wäre gewesen, daß die Arbeitslosen- 
versicherung mehr Geld an die Rentenver- 
sicherung gezahlt hätte. Das ist aber 
nichts anderes als ein  sozialpolitisches 

Versteckspiel hinter dem Rucken de    ^ 
tragszahler. Wir finden es ehrlicher, a 
fener  Bühne  darzustellen, wo  üe'     ia|- 
braucht wird und wo Geld übrig ist.        n 
politische   Verschiebebahnhofe   9e 

der Vergangenheit an. 

Das  besetz  beweist die Solidarität 
staatlichen Gemeinschaft mit den      dje 

nern. Wir sind die erste Re9'e[Äden 
den Bundeszuschuß bis zu 1,5 M"     jcht 
DM erhöht. Wir lassen die Ren

cJ
n^esZü 

im Stich. Diese Erhöhung des Bun 
Schusses ist eine Premiere. gj 

Unter der SPD kannte die Rent^eSzU 
cherung  nur Kürzungen des Bu 

Schusses. 0% 

1973 wurde der Bundeszuschuß' " cho- 
Milliarden  DM  unverzinslich  auTg 

ben. przins|icf1 

1974 wurden 650 Millionen DM ver 
aufgeschoben. 
1975 dann 2,5 Milliarden DM. dar- 
Und weil sich die SPD offenbar so 9     zUr 
an gewöhnt hatte, die RentenKa ^ ^ 
Ersatzkasse des Finanzministers      igöi 
chen,  wurde   der  Bundeszuscn      üfZt. 
nochmals um 3,5 Milliarden DM 9    «flr- 
Die von der SPD für 1983 Qe^a%\t^ 
zung von 1,3 Milliarden DM haben

en. 
400 Millionen DM schwächen kon ^ß 
Wir stocken nicht nur den Bundesz   d Q^ 
auf, wir sind auch bereit, jederzei ^ii 
ne Umstände der Rentenversicne     ^ o 
zinslosen Betriebsmitteldarlehen   pflf uns 
Milliarden DM zur Seite zu Stehern     öfies 
ist Bundesgarantie nicht nur em  ^ 
Wort. Wir setzen sie in die Prax     ^ der 

Wir haben eine schwierige Strec      «e 

Rentenpolitik hinter uns, und n     ,aStun 
Aufgaben liegen vor uns. Die h|8r 
gen, die wir Rentnern und Bert ^ änglic ; 
zumuten   mußten,   waren   un"' ^nv^* 
Wir haben die Talfahrt der Her       pen 
cherung gebremst. Die Wende -n     ^ 
tenpolitik vollzieht sich nicht ine      ^ 
kehre, sondern nur in einer groo ^ ^ 
Ohne unser entschlossenes na> 
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gislatnmRentenvers'cherung in dieser Le- 
len unri!i

ri0de über 60 Mi|l'arden DM feh- 
se norh !n sind die heutigen Beschlüs- 
^n°ch nicht mitgerechnet. 

hei^Da^K 6lne Politik der Rentensicher- 
BundeSverleShati9t Uns der Präsident der 

ur|desvorc.- u rrasiueni aer 
stellte HP s|Jherun9sanstalt für Ange- 
be Sph sPn'cht, selbst bei An- 
Eckwerte V°rsichtiger wirtschaftlicher 
bis 198Q I6' der mittelfristige Zeitraum 
Uns auch r\?gedeckt- Und das bestätigt 
neuestpn K?'e Bundesbank, die in ihrem 
,Von 

natsbericht schreibt: 
die nVQ

rem Umfan9e her gesehen reichen 
denen uGr Bundesre9ierung vorgeschla- 
von in    aßnanf"en (mit einer Entlastung 
Jahren9ieQSamt W Milliarden DM in den 

nach     1985 bis  1969) aller Voraussicht 
nu^rneh S Um d'e Ffentenversicnerung 
*/e//p n r mitte,fristig auf eine solide finan- 
Sc 

Q Endlage zu stellen." 

te^ach|phthat der schätzerkreis der Ren- 
daß '   erst   vorgestern   bestätigt, 

nicht nu if'nanzlage der Rentenkassen 
ir< Ordr,Ur kUrZ"' sondern au°h mittelfristig 

der Ar
n

b
t6lJ und verfügbare Einkommen 

der       
e|tnehmer laufen nicht auseinan- 

^ Die Soh 

tenversj h nküngsreserve in der Ren" 
baut und UnQ W'rd mittelfristig aufge- 
ster.        erhöht damit das finanzielle Pol- 

der stär|fUnd beteili9t sich finanziell an 
Cnerunq eren Belastung der Rentenversi- 

rität, w ?tarken dje Generationensolida- 
ßen an jn' Rentner und Aktive gleicherma- 
sir,d        er Krankenversicherung beteiligt 

*eit|ich unbHeSChränken Mehrbelastungen 
'Ute Mini ln ihrem Umfang auf das abso- 
chem m'  um  Arbeitsplätze  zu  si- 

Rentner: Zustimmung zu 
unserer Politik 
Die SPD attackiert die Rentenpolitik der 
Bundesregierung. Sie macht Stimmung 
unter den Rentnern und zerstört Gemein- 
samkeiten. Aber sie irrt sich, wenn sie 
glaubt, Rentner und Bevölkerung hinter 
sich zu haben. 

Eine Infratest-Repräsentativumfrage hat 
gerade bestätigt: Die Eckpunkte unserer 
Rentenpolitik werden von den Bürgern 
verstanden und unterstützt: 

80 Prozent der Bevölkerung und 75 Pro- 
zent der Rentner sind der Ansicht, das 
Rentensicherheit wichtiger ist als stärkere 
Rentenerhöhungen. Bei den SPD-Anhän- 
gern sind es 78 Prozent, bei den Anhän- 
gern der GRÜNEN 76 Prozent. Das sollte 
den Funktionären zu denken geben. 

Ich habe mehrfach gesagt: Den Rentnern 
geht es im allgemeinen recht gut. Ich bin 
dafür von vielen Seiten beschimpft wor- 
den. Aber ich trage Ihnen vor, was die 
Rentner selbst meinen: 

73 Prozent sind der Ansicht, es gehe ih- 
nen „sehr gut", „gut" oder „einigermaßen 
gut". 

76 Prozent der Gesamtbevölkerung, 72 
Prozent der SPD-Anhänger und 75 Pro- 
zent der GRÜNEN sind dieser Meinung. 
Nur 7 Prozent der Rentner und 7 Prozent 
der Gesamtbevölkerung sind der Ansicht, 
es gehe den Rentnern schlecht. Das zeigt, 
wie weit sich die Funktionäre der SPD von 
der Stimmung der Basis entfernt haben. 
Und wem es schon nicht schlecht geht, 
dem soll es wenigsten eingeredet werden. 

Ich will nicht die Differenzen vertiefen, 
sondern die Gemeinsamkeiten unterstrei- 
chen. In der Rentenpolitik brauchen wir 
Gemeinsamkeit. Deshalb rufe ich alle Kol- 
legen auf: Laßt uns nicht wegen neben- 
sächlicher Unterschiede streiten, laßt uns 
wegen gleicher Grundprinzipien gemein- 
sam handeln. Um der Rentner willen. 
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LANDWIRTSCHAFT 

Hilfe für den 
bäuerlichen 
Familienbetrieb 
Die Bundesregierung hat am Diens- 
tag, 16. April 1985, den Entwurf eines 
Dritten Agrarsozialen Ergänzungsge- 
setzes beschlossen. Mit diesem Ge- 
setz werde vor allem eine finanzielle 
Entlastung der kleinen und mittleren 
bäuerlichen Betriebe angestrebt, er- 
klärte der Parlamentarische Staats- 
sekretär im Bundesarbeitsministe- 
rium, Wolfgang Vogt. 

Die Bundesregierung bringt damit ihre 
Entschlossenheit zum Ausdruck, dem 

bäuerlichen Familienbetrieb auch in wirt- 
schaftlich schwierigen Zeiten zu helfen. 
Es solle für die Zukunft im Ergebnis eine 
sozial gerechtere Verteilung der Bundes- 
mittel in der gesetzlichen Alterssicherung 
der landwirtschaftlichen Unternehmer er- 
reicht werden. Die beabsichtigte finanziel- 
le Entlastung einkommensschwacher 
bäuerlicher Betriebe werde wesentlich da- 
durch erleichtert und verstärkt, daß 
gleichzeitig der Bundeszuschuß zur Al- 
tershilfe für Landwirte erhöht werde. Dar- 
über hinaus solle die soziale Sicherung 
der hauptberuflich mitarbeitenden Fami- 
lienangehörigen verbessert werden, er- 
klärte Vogt. 
Im einzelnen sind folgende Schwerpunkte 
vorgesehen: 
1. Kleine und mittlere bäuerliche Betriebe 
sollen einen Zuschuß zum Einheitsbeitrag 
von heute 129 Mark monatlich erhalten, 
um sie in der Altershilfe für Landwirte fi- 
nanziell zu entlasten. Dieser Zuschuß ist 
an der Einkommenssituation des Unter- 
nehmers und seines Ehegatten ausgerich- 

tet; dabei wird bei außerlandwirtscha^ 
ehern Einkommen dessen Steuer- una   ^ 
zialabgabenbelastung   berücksichtig _ 
den ersten beiden Jahren seiner fci 
rung (1986/1987) soll der Zuschuß je n ^ 
Einkommenssituation im Unternehm^onat 
Mark, 50 Mark oder 75 Mark pro M 
betragen. Schätzungsweise jeder z 
Beitragspflichtige wird zuschußberecn . 

2. Der Bundeszuschuß in der Alter® nt- 
für Landwirte soll künftig um 4 Pr°Ge|d- 
punkte auf 79 Prozent der laufenden ^ ^ 
leistungen erhöht werden; das bedeu 
1986 eine Erhöhung um rund 110 Mm 
Mark.   - 

3. Jüngere hauptberuflich mitarbeite ^ 
Familienangehörige in der Landwirts ^ 
sollen mit in die Altershilfe für Lan n 

einbezogen werden. Damit beko ^ 
auch sie eine soziale Absicherung gj, 
Fall der Invalidität und des Todes so ß 

ne eigenständige Alterssicherung- ^ 
soziale Sicherung wird durch BeitragI t 

landwirtschaftlichen Unternehmer ge ' 

m 1 Jar,ü' Diese Verbesserungen sollen am   ;    da, 
ar 1986 in Kraft treten. Der Bund W ^pd 

bei in den Jahren 1986 bis 1989 mi ^ 
110 bis 115 Millionen Mark jährlic i ^ 
stet; die Solidargemeinschaft de

dWir1e 

tragszahler in der Altershilfe für Lan^ ^ 
hat in dieser Zeitspanne ca. 40 bis re- 
lionen Mark jährlich zu tragen. & ^ der 
chend der Finanzierungsregelung ^ 
Altershilfe für Landwirte führen jrT1 

besserungen   des   Gesetzentwu    ^ 
Jahre 1986 zu einer monatlichen D 

erhöhung von 5 bis 6 Mark. 

Das Bundeskabinett hat darüber       jfTl 

beschlossen, daß die Bundesregie      ^ 
weiteren    Gesetzgebungsverfahr       a|r 
Bemühungen um einen eigenen    ^s. 
lungsanspruch der Bäuerin beim 
geld unterstützen werde. 
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GENFER GESPRÄCHE 

Stand der Abrüstungsverhandlungen 
tischen Ost und West 
198S wniGespräch am 8- Januar 
und r die Außenminister Shultz 
sehe Aumyko amerikanisch-sowjeti- 
einba .   ustun9sverhandlungen ver- 

erftff« \ am 12- März 1985 in Genf 

hannV    Wurden und deren erste Ver- 

23 AD-i9SrUnde am Dlenstag, 
Am an I.   85, abgeschlossen wurde. 
Und Q    •    1985 werden Amerikaner 
sanW Wjets 2ur zweiten Runde zu- 
«mmentreffen. 

^2un'St d'e Verrin9erun9 und Begren- 
kenwaff9 ^ Nuklearwaffen (Mittelstrek- 
schew6« Und interkontinental-strategi- 
ne stä t der Weltraumwaffen und ei- 
Es wurrt 9 der strate9'schen Stabilität, 
terkont vereinbart. die Probleme der in- 
me ein

lnentalen und M'ttelstreckensyste- 
anderer

erSeitS Und der Weltraumsysteme 
den FraSeitS a'S einen zusammenhängen- 
desha|h9enk0mplex zu behandeln. Es ist 
drei Proh|rklärte Absicht der USA, diese 
tern und kreise gemeinsam zu erör- 
die UdSqnU IÖSen' Demgegenüber vertritt 
nächst e 

n0Ch den StandPunkt. daß zu- 
pften 0'

ne Vereinbarung über Weltraum- 
Die vg r2lelt werden müsse. 
Ve Kons.atndlUngen werden durch intensi- 
mit den der Vereinigten Staaten 
Es gibt ®ur°Päischen Partnern begleitet. 
Verhandi. 6 Konsultationen über die 
Waffen 

un9en über die Mittelstrecken- 
fen sind ?!hdenen wir unm'ttelbar betrof- 
K°nsuita*        die anderen Themen finden 

0 Bei lm NAT°-Rat statt- 
Str°cke|

d
|!

n„Verhandlungen über Mittel- 
Waffen (INF) sieht der Westen ei- 

nen Anknüpfungspunkt in der Bereit- 
schaft, ein Ergebnis zu erzielen, das auf 
eine globale Obergrenze der Raketen und 
eine regionale Begrenzung von Mittel- 
streckenwaffen hinausläuft. Ziel bleibt wei- 
terhin die vom Westen angestrebte „Null- 
Lösung". 

D Bei den Verhandlungen über strategi- 
sche Systeme (Interkontinentalraketen) 
können die Vereinigten Staaten und die 
Sowjetunion an die nach Abschluß der 
5. Verhandlungsrunde am 8. Dezember 
1983 unterbrochenen START-Gespräche 
(Strategie Arms Reduction Talks) anknüp- 
fen. Unterschiedliche Vorstellungen gibt 
es hinsichtlich der Art der Reduzierung. 
Die USA wünschen eine Reduzierung der 
Gefechtsköpfe, die UdSSR eine Reduzie- 
rung der Abschußrampen. 

D Die Vorstellungen der Vereinigten 
Staaten über neue Weltraumsysteme be- 
finden sich in einer Forschungsphase, die 
nicht verhandlungsfähig ist. Forschungen 
zu Raketenabwehrsystemen sind nach 
dem ABM-Vertrag von 1972 erlaubt. Zif- 
fer E im Anhang des ABM-Vertrages be- 
stimmt aber auch, daß die beiden Groß- 
mächte in Gespräche eintreten müssen, 
wenn neue strategische Möglichkeiten er- 
reicht werden. Die USA können derzeit 
nicht sagen, ob eine Raketenabwehr not- 
wendig ist. Sie müssen erst die For- 
schungsergebnisse abwarten. Die strate- 
gische Verteidigungsinitiative der USA 
(SDI) spielt nur insoweit in Genf eine Rol- 
le, als sie eine Perspektive hinsichtlich 
des   Verhältnisses   offensiver/defensiver 
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Waffen darstellt. — Nach Auffassung der 
Bundesregierung ist SDI ein Forschungs- 
vorhaben, das von so strategischer Be- 
deutung ist, daß wir uns damit beschäfti- 
gen müssen. Strategische Stabilität kann 
aber nur erreicht werden, wenn mit der 
UdSSR Einigung über diese Frage erzielt 
wird. Durch die am 12. März aufgenomme- 
nen bilateralen Verhandlungen sind die 
multilateralen Verhandlungen in der Öf- 
fentlichkeit in den Hintergrund getreten. 
Dabei sind gerade die multilateralen Ver- 
handlungen für die Bundesrepublik 
Deutschland sehr wichtig. Es gibt derzeit 
drei Foren: 

• MBFR-Verhandlungen   in  Wien.   Das 
Ziel des Westens bei den MBFR-Verhand- 
lungen ist darauf gerichtet, die Zahl der 
konventionell bewaffneten Truppen in Mit- 
teleuropa beiderseitig ausgewogen auf ein 
niedrigeres Niveau zu bringen. Kernfragen 
sind die Angaben über die gegenwärtigen 
Streitkräftestärken und ihre Überprüfung 
(Verifikation). Die Sowjetunion hat am 11. 
Februar einen Vorschlag unterbreitet, in 
dem sie nationale Begrenzungen (Einfrie- 
rungen) fordert. Der Westen hat im April 
des letzten Jahres einen Vorschlag zur 
Überwindung der umstrittenen „Datenfra- 
ge'' unterbreitet. Diesen Vorschlag hat der 
Osten bisher nicht zurückgewiesen. Er hat 
bisher nicht darauf geantwortet. 

• Die Diskussion auf der KVAE in Stock- 
holm ist vorangekommen, als man sich 
auf Arbeitsgruppen geeinigt hat. Es gibt 
Ansätze, das Mandat von Madrid zu kon- 
kretisieren. Im Mittelpunkt steht die Kon- 
troverse um die Vereinbarungen: Der We- 
sten legt Wert auf konkrete Vereinbarun- 
gen, der Osten auf deklaratorische Verein- 
barungen (Gewaltverzichtsabkommen). 
Nach unserer Vorstellung liefe das darauf 
hinaus, daß das Gewaltverzichtsabkom- 
men der UNO unterlaufen werden könnte. 
Unsere Vorstellung geht deshalb in Rich- 
tung einer Bekräftigung des bestehenden 

Gewaltverzichts  plus  vertrauensbilden 

Maßnahmen. , 
m  Bei den am 5. Februar 1985 in G« 
wieder  aufgenommenen   Verhandlung 
über das weltweite Verbot chemlS!Lre 
Waffen bestehen wir darauf, verifizier > 
Ergebnisse zu erzielen. Wir halten es n ^ 
für möglich, zu einer regionalen Lösung 
kommen. Es wäre falsch, die Genfer 
handlungen zu stören durch Heraus 
me von Verhandlungen auf europais ^ 
bzw.   teileuropäischer  Ebene   (z. B-   ^jr 

spräche  zwischen  SPD  und  SED)-     g 

streben eine Einigung über ein weltvv< 
und   verifizierbares   Verbot   aller   c      ^ 
sehen Waffen an.  -  Die UdSSR " 
Genf erklärt, sie seien bereit, die Ve    ter 

tionsprobleme zu lösen, ohne kon 
zu werden. sjfld 

Mit den bestehenden Verhandlungen^ 
alle   Themen   im   rüstungskontroiip 
sehen Dialog einbezogen. 

Lafontaine schlägt schon 
andere Töne an an 
Oskar Lafontaine, der im WahlkarnP^, 
der Saar vollmundig erklärte, falls de ,^e(, 
deskanzler in Bonn seinen Quaf aUf 
staatlichungsvorstellungen im Hin^o0gD- 
den angeschlagenen Konzern A .^ 
Saarstahl nicht folgen wolle, werde ^ 
„das Tanzen" beibringen, scheint b*^oet 
zu haben, daß er an den falschen K . 
kommen könnte. Nachdem die Ges' eh- 
leitung des hochverschuldeten Un e 

mens eine weitere Finanzspritze in' |tet 
von 202 Millionen DM benötigt, s ,jcp 
der neue Saar-Ministerpräsident p ^ ^ 
um. Seine Töne werden moderat. ^, 
plötzlich mit Bonn über eine weite ^ 
desbeteiligung für ARBED reden^ ^ 
„Tanzlehrer" Lafontaine ist da nJf"hungs- 
viel zu merken. Und von Verstaatiic 
planen redet der „fixe" SPD-Linke 
Zeit) auch nicht mehr. 
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'GEMEINDEN 

Steuereinnahmen konnten 1984 
erheblich verbessert werden 
Statil?en neuesten Angaben des 
die G~,Schen Bundesamtes haben 
nahm*  emden 1984 ihre Steuerein- 
6,2 p! n um 3.3 Milliarden Mark oder 
sert .,!?* gegenüber 1983 verbes- 
steiaJl? 5"' 57>1 Milliarden Mark ge- 
fälit aüV'?er größte Teil davon ent- 
fern p.     e Gewerbesteuer mit ei- 
oder in « von 2'3 Milliarden Mark aer10,8 Prozent. 

Idie 'Sen 2ahlen zeigen sich eindeutig 
runn ffl °lge der Politik der Bundesregie- 
_^Tur die Gemeinden: 

lung |Lt
bHSSere wirtschaftliche Entwick- 

ler „* Einnahmen bei der Gewerbe- 
^       st°igen. 

Kohl dj0^ der Bundesregierung Helmut 
Haien Q ° gesetzte Senkung der kommu- 
Länder p^erbesteuerumlage an Bund und 
in den k mehr von der Gewerbesteuer 
Dj       

KOmr^unalen Kassen als früher. 

den hatehElnnahmesitüation der Gemein" 
^en 1984 eW'rkt' daß sie insgesamt gese- 
Pinan2jer 

Seit Jahren zum ersten Mal ohne 
,6n- SichUn|9Sdefizite abschließen konn- 
ter*chied • 9ibt es dabei örtliche Un" nan2auSar

dleSe müssen durch den Fi_ 
aUs

9eaiirheiCh' Soweit wie eben möglich, 
^gebnis \T Werden- Aber das Gesamt- 
"n klaren 7 .fehr erfreulich und widerlegt 
tPD über7? die Schwarzmalerei der 

i 2eigt •• K kommunale Finanzsituation. 
[nit'ative fr 

einmal mehr. daß d'e beste 
'9reiche VA?'6 Geme'ndekassen eine er- 

des Bunrto      schafts" und Finanzpolitik iundes ist. 

Die Gemeinden, die jetzt über eine ver- 
besserte Finanzsituation verfügen, sind 
aufgerufen, ihre Möglichkeiten für drin- 
gende Investitionen im Umweltschutz und 
Städtebau zu nutzen. Damit kann ein ent- 
scheidender Beitrag für die Beschäftigung 
in der Bauwirtschaft und die Sicherung 
von Arbeitsplätzen geleistet werden, er- 
klärt Horst Waffenschmidt, Parlamentari- 
scher Staatssekretär und Bundesvorsit- 
zender der Kommunalpolitischen Vereini- 
gung der CDU und CSU Deutschlands.  • 

Medienpolitische Grundsätze 
vom Bundesvorstand 
verabschiedet 
Der neugewählte Bundesvorstand hat auf 
seiner konstituierenden Sitzung am Mon- 
tag, 21. April 1985, in Bonn die medienpo- 
litischen Grundsätze der CDU/CSU verab- 
schiedet. Der Landesvorstand der CSU 
stimmte diesem Programm bereits vor ei- 
niger Zeit zu. Damit sind die medienpoliti- 
schen Grundsätze verbindliche Basis für 
die politische Arbeit der Union. Sie sind 
nach der Erarbeitung durch den Koordi- 
nierungsausschuß für Medienpolitik der 
CDU/CSU in den beiden Schwesterpar- 
teien und auf einem gemeinsamen Me- 
dienkongreß im Februar in Mainz ausgie- 
big diskutiert und der Öffentlichkeit vorge- 
stellt worden. 
Exemplare der medienpolitischen Grund- 
sätze (veröffentlicht in UiD 2/85) können 
in der Bundesgeschäftsstelle der CDU un- 
ter der Telefonnummer 544-477 angefor- 
dert werden. 
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• BUNDESFACH- 
AUSSCHÜSSE 

Die behinderten Bürger 
sollen nicht 
verunsichert werden 
Gerade weil behinderte Menschen 
ein schwereres Schicksal als ihre 
nichtbehinderten Mitbürger zu tra- 
gen haben, müssen die Auswirkun- 
gen der vorgesehenen Novellierung 
auf die Lebenssituation unserer be- 
hinderten Mitbürger sehr genau be- 
dacht werden, erklärte der Vorsit- 
zende des Bundesfachausschusses 
Sozialpolitik der CDU, Senator Ulf 
Fink, zur geplanten Novellierung des 
Schwerbehindertengesetzes. 

Der Bundesfachausschuß „Sozialpoli- 
tik" unterstützt daher die Empfehlung 

des Bundesrates, keine großangelegte 
Überprüfung von Anerkennungsbeschei- 
den der Schwerbehinderten gesetzlich 
vorzusehen. Die vorgesehene Überprü- 
fung der Anerkennungsbescheide brächte 
einen unvertretbaren Verwaltungsaufwand 
mit sich, der in keinem Verhältnis zu dem 
erwarteten Ergebnis stehen würde. Eine 
millionenfache Beunruhigung von behin- 
derten Mitmenschen sollte nicht in Kauf 
genommen werden, um einige durchaus 
vorhandene bürokratische Fehler bei der 
Einstufung der Schwerbehinderten auszu- 
räumen. 
Auch wenn in der Bevölkerung in den letz- 
ten Jahren häufig der Verdacht auf miß- 
bräuchliche Einstufungen aufgekommen 
ist, gilt es dennoch festzuhalten: Wir sind 
und wir werden kein Volk von Schwerbe- 
hinderten! Dies belegt auch die Entwick- 
lung des letzten Jahres. Obwohl rund 
500000   Personen   Anträge   nach   dem 

Schwerbehindertengesetz einreic^l^e- 
im letzten Jahr die Anzahl der s^hv*onen 
hinderten um weniger als 30000 Per 
angewachsen. gjn. 
Eine rückwirkende Überprüfung der 
stufungen würde wegen des überwie     ^ 
höheren   Alters   der   Schwerbehma 
und der damit oft verbundenen Zu   ^ 
des Grades der Behinderung, zudem ^ 
nur einen sehr geringen Beitrag zu ^gnn 

solidierung der Haushalte leisten.       gn 

der Anspruch einer menschenger       ^ 
und unbürokratischen Sozialpolitik       ^ 
hinderte aufrecht erhalten wird- dur^runsi- 
Betroffenen nicht unnötigerweise v< 
chert werden. \j\ 
Gerade die behinderten Bürger ha ^d 

der CDU stets einen Ansprechpanj1 eS. 
eine verläßliche Vertretung ihrer ef. 
sen gefunden. Die CDU wird auch       n 

hin dieser Verpflichtung gerecht w 

Schiffsbau braucht 
Flankenschutz aus Bonn     |tiK 

Der Bundesfachausschuß Verkehrsweg 
der CDU forderte die Bundesreg^ ^ 
auf einer Außentagung am 12- ^P gee- 
in Bremen auf, dem Schiffsbau, o' äfen 
Schiffahrt und den deutschen » ^rr 
weiter politischen und finanzie" tr0tZ 
kenschutz zu geben, damit s[fJ?)e  \<\\&' 

+°ität i 
H  ric 

Produktion,   Zuverlässigkeit   ' 

M3II9UIIUI£   £U   ycucil,   «jam"   - .        (jn- 
erheblicher  Wettbewerbsnachte"     .^ 

^ national durch überlegene Qua' h0 

Produktion,   Zuverlässigkeit   un t 

technologischen     Standard     &e f <je 
können. Der Ausschuß hat sicn ^it 
Tagung in Bremen auch aU^ .^enreg'°n 

den Strukturproblemen der Kus 
befaßt.    . uSge' 
Vielfach sind die Probleme nicru ^ 
macht, sondern auf InternationaB t* 
se und nicht kommerzielle KonKu Ken 
rückzuführen. Ohne politischen die 
schütz und ohne materielle H'^ ^ 
Konkurrenzfähigkeit der betrone njcp 
schaftszweige und ihre Arbeitspia 
gesichert werden. 
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DEMOSKOPIE 

CDU-Parteitag in Essen fand große 
Resonanz 
toä^-. Bundesparteitag der CDU 
nicht -,eses Jar""es in Essen hat 

im 

Offen«"' elne breite Resonanz in der 
auCh J'chkeit 9efunden, sondern 
der cn?fU ge,ünrt' daß eine Mehrheit 
tau »»_ ?le Los"ng der wichtigen 
Aus u *°    schen Probleme zutraut, 
skoni? u   ucnungen, die die demo- 
MünrK      n ,nstit"*e Infratest in 
Aiminen.und Getas in Bremen ii Auftra 
•henf 
ad.A< 

übt si 
jordri 

Kenm«^0"1 Partetag7er~CDU nin's genommen hatten. 

nformationsstand über den 

chen P s°zialwissenschaftli- 
rad-AH0rSchungsinstitutes der Kon- 
gibt «?,Inauer-Stiftung erstellten, er- 
Nord'u .' daß 78 Prozent der in 

BüraI;
e,n"Westfalen befragten 1200 

J^esparteitag 
nordrhe-       Parteltag" der CDU hat in der 

hohe Ft ln"Westfälischen Bevölkerung eine 
eigenen

eSAnanZ ~~ insbesondere bei der 

Anhängerschaft   —   gefunden. 

Fast 80 Prozent der Nordrhein-Westfalen 
haben in den Medien über den Parteitag 
gehört oder gelesen. Von den CDU-An- 
hängern zeigen sich sogar 85 Prozent 
über den Parteitag informiert. Besonders 
aufmerksam wurde der Parteitag außer- 
dem von der grundsätzlich hoch informier- 
ten FDP-Anhängerschaft verfolgt. Die 
Wähler der SPD und der GRÜNEN haben 
den Parteitag in deutlich geringerem Maße 
wahrgenommen. Immerhin haben über 70 
Prozent der jeweiligen Anhängergruppen 
etwas über den Parteitag gehört. 
Auch die Herausstellung der Frauenpolitik 
als zentrales Thema des Parteitages ist 
bei der Bevölkerung angekommen. Mehr 
als die Hälfte derjenigen, die vom Bundes- 
parteitag etwas gehört haben, erkannte 
das Frauenthema als das Hauptthema des 
Parteitages wieder. Nur etwa acht Prozent 
fanden, daß ein anderes Thema im Vorder- 
grund des Parteitages stand. Etwa ein 
Drittel konnte sich nicht daran erinnern, 
ob ein spezifisches Thema beim Parteitag 
dominierte. 

Informationsstand über den Bundesparteitag der CDU in Essen 

SPh ^nger 

Changer 

Von dem Bundesparteitag der CDU in Essen 

haben etwas 
gehört 

in Prozent 

78 

85 
76 
95 
71 

haben nichts 
gehört 

in Prozent 

21 

15 
24 

5 
26 

weiß nicht/ 
keine Angabe 

in Prozent 

geschäftliches Forschungsinstitut der Konrad-Adenauer-Stiftung, März 1985 
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Von CDU-Anhängern wurde das Frauen- 
thema etwas häufiger wiedererkannt als 
von   SPD-Anhängern.   Noch   informierter 

über das Frauenthema zeigten sich a 
dings die Anhänger der FDP und bes 
ders die Anhänger der GRÜNEN. 

Thema des Bundesparteitages 

Insgesamt 

Männer 
Frauen 

CDU-Anhänger 
SPD-Anhänger 
FDP-Anhänger 
Anhänger der GRÜNEN 

Als Hauptthema des Bundesparteitages 
wurde wahrgenommen* 

Thema: Frauen 
in Prozent 

55 

69 
48 

57 
54 
60 
72 

anderes Thema in 
Prozent 

kann sich nicht erin- 
nern 

in Prozent 

36 

30 
42 

35 
35 
33 
26 

Sozialwissenschaftliches Forschungsinstitut der Konrad-Adenauer-Stiftung, März 1985 
* Nur Befragte, die von dem Bundesparteitag der CDU gehört hatten  

Daß Männer die zentrale Thematik eher 
wiedererkannten als Frauen, an die dieser 
Parteitag primär gerichtet war, liegt nicht 
daran, daß ihnen die Thematik nicht nahe- 
gebracht werden konnte. Es ist vielmehr 
auf das generell geringere politische Inter- 
esse von Frauen zurückzuführen, das sich 
auf ihr politisches Informationsverhalten 
auswirkt. Frauen verfolgen die Medien sel- 
tener als Männer und hatten damit eine 
geringere Chance, die Thematik des Bun- 
desparteitages wahrzunehmen. 

2. Die Wirkung des 
Frauenthemas auf die 
Parteikompetenzen 
Die CDU stieß mit der Thematik ihres Par- 
teitages deshalb auf ein besonders gro- 
ßes Interesse in der Bevölkerung, weil ca. 
82 Prozent der Nordrhein-Westfalen 
Frauenthemen für sehr wichtig oder 
wichtige Themen halten. Es ist ihr außer- 
dem gelungen, Themen der Frauenpolitik 
deutlich mit hohen Kompetenzen zu be- 

en 3° 
setzen. Nach dem Parteitag mein ^ 
Prozent der Nordrhein-Westfalen 
CDU werde sich in Zukunft am m* rn. 
um die Probleme der Frauen küm ^ 
Nur 22 Prozent glauben dies von ^ 
SPD. Dieses Ergebnis ist deshalb D^ ^. 
ders bedeutend, weil noch im Ja"1-' nljr 
ses Jahres 40 Prozent der SPD, ab pr0- 
20 Prozent der CDU zubilligten, d^ ^ 
bleme von berufstätigen Frauen ^e. 
sten lösen zu können. Dies er9ab ^n ßüi" 
präsentativumfrage des SFK mit 20 ^e\. 
gern in Nordrhein-Westfalen. Der ^ 
tag hat hier also — zumindest kur

eführt 
— zu einem Umdenkungsprozeß 9 ^s\ 
Bemerkenswert ist dabei auch, da'5 ^ 
15 Prozent der SPD-Anhänger na«; g|r 

Parteitag die Union in Themen der 0i, 
Politik für kompetenter halten als ^ 
gene Partei. Daran zeigt sich, jnSge- 
Frauenparteitag der Union nicht nu ^ 
samt eine hohe Beachtung gefun jrKUn' 
sondern daß darüber hinaus seine ^^. 
gen bis in das gegnerische Lage 
reichen. 
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Einkommensteuer 331/a 
Prozent 24,- - DM 
Kirchensteuer 9 Prozent 
von 24,— DM 2,- - DM 

26,- -DM 

= effektive Belastung des 
Beitragszahlers 46,- - DM 

MITGLIEDSBEITRÄGE UND SPENDEN 

Steuerliche Möglichkeiten nach dem 
neuen Parteienfinanzierungsgesetz 
PartSelt dem 1" Januar 1984 gültige 
erhlt'r "Sesetz hat zu einer nicht un- 
ste.    !Chen Verbesserung der 
Gelt       hen Mög«>chkeiten bei der 
träoadmacnun9 von Mitgliedsbei- 
Part • Und sPenden an politische 
Vort •?" ge,ührt- De"" steuerliche 
allen!   den Be'tragszahler — vor 
menoulInterer und mittlerer Einkom- 
teiiu, •   ssen — haben können, ist 
Dies ISe erheblich höher a,s früher. 
s»r»hi^ar P°litisch gewünscht und ist 
ach"'ch voll gerechtfertigt. 

|jer Gesetzgeber hatte mit dieser Neu- 
che ®gelung natürlich nicht eine zusätzli- 

2ahle erleichterun9 für den Beitra9s_ 

Verbo ^ Aüge' vielmehr sollte mit der 

die 7SkfrUn9 ein verstärkter Anreiz für 
werd 

lun9 höherer Beiträge gegeben 
Neure

n Höhere Beiträge können nach der 
beleaP

9elUng' wie die folgenden Beispiele 
„koste- daS Mit9lied nett0 das g|eicne 

sein J* wie Dei der früheren Regelung 
6ln n|edrigerer Beitrag. 

^.Beispiel: 

250oedl9er' StkL '• mtL Bruttogehalt 
di     '"""" 

DM (13. Monatsgehalt) 

verstr
tSpricht einern zu 

von    Uernden Einkommen 
derG ca. 26700,—DM 
d'eSeI

en2Steuersatz auf 
Einkorn

2u steuernde 

CDU R   Gn beträgt 33V3 Prozent 

y s    eitra9 (mtl. 6- DM) 72- DM 

alte^erchtSParniSnaCh 

Die Steuerersparnis nach neuem Recht 
beträgt 50 Prozent des Beitrags. 
Um die gleiche effektive Belastung des 
Beitragszahlers zu erreichen, kann zu- 
künftig ein Beitrag von 92,— DM pro Jahr 
erhoben werden (mtl. 8,— DM). 

2. Beispiel: 
ein Verheirateter, Stkl. Ill/I, 
mtl. Bruttogehalt 3500,— DM 
(13. Monatsgehalt) 

dies entspricht einem zu 
versteuernden Einkommen 
von ca. 35300,— DM 
der Grenzsteuersatz auf 
dieses zu versteuernde 
Einkommen beträgt ca. 22 Prozent 

CDU-Beitrag (mtl. 8,— DM) 
'/. Steuerersparnis nach 
altem Recht: 
Einkommensteuer 22 
Prozent 
Kirchensteuer 9 Prozent 
von 21,- DM 

= effektive Belastung des 
Beitragszahlers 

96- DM 

21 — DM 

ca. 2- DM 
23- DM 

73,- DM 

Die Steuerersparnis nach neuem Recht 
beträgt 50 Prozent des Beitrags. 
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Um die gleiche effektive Belastung des 
Beitragszahlers zu erreichen, kann zu- 
künftig ein Beitrag von 146,— DM pro Jahr 
erhoben werden (mtl. 12,— DM). 

3. Beispiel: 
ein Ehepaar, beide Stkl. IV/0, 
gemeins. Jahresgehalt 80000,— DM 

dies entspricht einem zu 
versteuernden Einkommen 
von ca. 69600,— DM 
der Grenzsteuersatz auf 
dieses zu versteuernde 
Einkommen beträgt 39 Prozent 

CDU-Beitrag (mtl. 15,— 
DM) 180,— DM 
'/. Steuerersparnis nach 
altem Recht: 
Einkommensteuer 39 
Prozent ca. 70,— DM 
Kirchensteuer 9 Prozent 
von 70,— DM ca. 6,— DM 

76,- DM 

= effektive Belastung des 
Beitragszahlers 104,— DM 

Die Steuerersparnis nach neuem Recht 
beträgt 50 Prozent des Beitrags. 
Um die gleiche effektive Belastung des 
Beitragszahlers zu erreichen, kann zu- 
künftig ein Beitrag von 208,— DM pro Jahr 
erhoben werden (mtl. 17,— DM). 

Nach den oben aufgeführten Beispielen 
kann der Beitrag ohne Mehrbelastung für 
den Beitragszahler 
im Beispiel 1 von monatlich 6,— DM auf 
8,— DM = 33,23 Prozent 
im Beispiel 2 von monatlich 8,— DM auf 
12,— DM = 50 Prozent 
im Beispiel 3 von monatlich 15,— DM auf 
17,— DM = 13,33 Prozent 

steigen. 
Der Steuervorteil aufgrund des neuen 
Rechtes wird mit zunehmendem Einkom- 
men geringer. 

Für Einkommen in der unteren Proportio- 
nalzone und Einkommen in dem untere 
Progressionsbereich    des    Einkommen- 
steuertarifs  können  Beitragserhöhunge 
von 30 bis 50 Prozent ohne Nachteil tu 
den Beitragszahler durchgeführt werden- 

Jenninger sprach auch über di 
Lage der Rußland-Deutschen 
Die   „deutsch-sowjetischen   Parlament«*' 
rierbeziehungen haben sich — trotz m 
eher  Schwierigkeiten   und   Meinungs^ 
schiedenheiten — bewährt". Neben de 
Kontakt auf Regierungsebene seien sie 
ne „wichtige Säule der Beziehungen uns 
rer Völkör". Das unterstrich Bundestag^ 
Präsident   Philipp   Jenninger   bei   ein 
Abendessen zu Ehren der Delegation 
Obersten Sowjet. Den Besuch der De 
gation bezeichnete er als ein „hoffnung 
volles Zeichen" für die deutsch-soWJ 
sehen   Beziehungen.   Gute   Beziehung 
seien nicht nur „für unsere beiden 
der", sondern auch für die Lage in Eur 

insgesamt von hohem Wert. , 
Der Bundestagspräsident wies auch 
die   Lage   von   Tausenden   sowjetiso 
Bürger deutscher Nationalität hin. Es 
„für uns ein  ermutigendes Zeichen 
Aussöhnungsbereitschaft" der Sowje 
on gegenüber den Deutschen, wenn ^ 
ins Stocken geratene Familienzusamm 
führung wieder in Gang käme. 
Delegationsleiter Michail W. Simjanin na 
bei einem Empfang zuvor darauf hinge 
sen, daß seine Delegation als -Gesa 
des guten Willens" nach Bonn gekomm 
sei. Er sprach eine Einladung für eine 
destagsdelegation nach Mosdkau aus, 
der Bundestagspräsident annahm. 
Bei ihrem Besuch in Bonn traf die Dei 9 
tion auch mit der Deutsch-Sowjetisc^ 
Parlamentariergruppe    zusammen 
führte Gespräche mit dem Fraktionsvo 
zenden der CDU/CSU, Alfred Dregger- 
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.STÄDTEBAUFÖRDERUNG 

1 Milliarde DM für die Stadterneuerung 
hataSf J?aumin'ster Oscar Schneider 
fördl    M,llionen °M an Städtebau- 
Bund     gsmltteln im Rahmen des 
der jf'P^Qramms 1985 an die Län- 
nennu"1 Für zusätzliche 50 Millio- 
8em i kd,e ebenfa,|s noch in die- 
elnoA. /,ür die Städtebauförderung 
traosn       werden, soll ein Nach- 
2u diA°9ramm abgestellt werden. 
von in" Bundesmitteln in Höhe 
ten ciif-9?samt 330 Millionen DM tre- 
Und nl     nohe Beträge der Länder 

u Gemeinden. 

DsSlwerden 1985 mnd 1 Mi||iarde DM 
v
°m R auförderungsmittel in den 

rneincj|jUud 9eförderten mehr als 600 ge- 
So||en 

C Maßnahmen eingesetzt. Sie 
run9sinPriVate Und kommuna'e Erneue- 
rer städteStiti°nen anstoßen und neben 

2ung    pbaulichen und sozialen Zielset- 
PUISPO    ,    beschäftigungspolitische  lm- 

c auslösen. Mini 
^niaß öcnneider unterstrich aus diesem 
bauwirtgnfUt die kommunalpolitische und 
neuerUn° 

ftliche Bedeutung der Stadter- 
rek*sei9 Dle lnvestitionen in diesem Be- 
''chen ft6" .entscheider»der Motor der ört- 
9e ein 

autatl9keit. In diesem Bereich lie- 
Bauwirf^ 2entrales Aufgabenfeld für die 

lDerfcunC in den kommenden Jah,ren- 
rTlen nachhat ®'Ch bisher an 840 Maßnah- setz bet 

n derr< Städtebauförderungsge- 
er»tfa||en rt'9t" lm Bundesprogramm 1985 
die Sanier höchsten Förderbeträge auf 
v'erte| (4 ^ngsmaßnahmen Köln-Severins- 
Dorstfeld n cl,,ionen PM) und Dortmund- 
S°hönebe Millionen °M) sowie Berlin- 
ber9und|r-k ~Kreuzber9. Übach-Palen- 

Lubeck (mit je 3,0 Millionen DM). 

Die geförderten Maßnahmen reichen 
— von großflächigen Innenstadtsanierun- 
gen (z.B. in Augsburg, Bielefeld, Braun- 
schweig, Dortmund, Duisburg, Essen, 
Fürth) 
— über die Erhaltung historischer Bau- 
substanz und Stadtstrukturen (wie in 
Bamberg, Heidelberg, Lübeck, Marburg, 
Regensburg, Wolfenbüttel), 
— die behutsame Erneuerung von Wohn- 
vierteln (z.B. in Berlin-Kreuzberg, Ham- 
burg-Eimsbüttel, Hannover-Linden, Köln- 
Mülheim, Ludwigshafen-Hemshof, Mün- 
chen-Haidhausen, Nürnberg-Gostenhof, 
Saarbrücken) 
— bis hin zur Dorferneuerung (in Be- 
scheid, Cremlingen-Abbenrode, Keitum 
auf Sylt, Mehring, Reffenhausen, Wanger- 
land-Hooksiel). 
Die Städtebauförderungsmittel für 1985 
verteilen sich folgendermaßen auf die 
Bundesländer: 
Baden-Württemberg 39,303 Mio. DM 
Bayern 46,730 Mio. DM 
Berlin 15,422 Mio. DM 
Bremen 4,450 Mio. DM 
Hamburg 7,927 Mio. DM 
Hessen 25,173 Mio. DM 
Niedersachsen 32,266 Mio. DM 
Nordrhein-Westfalen 71,874 Mio. DM 
Rheinland-Pfalz 18,358 Mio. DM 
Saarland 4,923 Mio. DM 
Schleswig-Holstein 13,574 Mio. DM 

Bundesprogramm 1985 
— Teil I — 280,000 Mio. DM 

zuzüglich 
Nachtragsprogramm 1985 50,000 Mio. DM 

Bundesmittel insgesamt   330,000 Mio. DM 
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ZITAT 

Der Preis 
Uns kann es nicht gleichgültig sein, wenn die 
amerikanische öffentliche Meinung ihrem 
Präsidenten, der am geplanten Besuch auf 
dem Bitburger Soldatenfriedhof festhalten 
will, vernichtende Noten erteilt. Wir müssen 
betroffen sein, wenn ein prominenter israeli- 
scher Sprecher diesen Vorsatz Ronald Rea- 
gans mit einem „Sieg Hitlers" und der Ent- 
weihung des Andenkens an die jüdischen 
Opfer des Nationalsozialismus gleichsetzt. 

Was immer auf dem Gedenkprogramm des 
Präsidenten in Deutschland stehen wird, 
kann Gegnerschaft und Widerspruch nicht 
mehr auflösen. Die SS-Rune, das schreckli- 
che Symbol der Marter und Vernichtung von 
Millionen Juden entehrt in den Augen der 
Überlebenden die Geste der Versöhnung; 
und das gilt unabhängig von der Tatsache, 
daß die Mehrzahl der 47 jungen SS-Männer, 
die zwischen den 2000 begrabenen Soldaten 
auf dem Friedhof von Bitburg liegen, vor ih- 
rem Tod in den Ardennen keine Wahl hatten, 
diese oder irgendeine andere Uniform anzu- 
ziehen. 

Der Mord an Millionen Juden und die Z ^ 
rung ihrer Menschenwürde weist au    ^ 
andere Kategorie von Opfern. Beide .$t 

Bilanz des NS-Regimes gleichzuste« ^ 
auch vierzig Jahre danach unzulässig- ^ 
da dieser Unterscheidung durch den ^. 
von Reagan in der Gedenkstätte vo ^ 
gen-Belsen Rechnung getragen W • ^- 
es bei aller gerechten Emotion um & p. 
söhnungsgeste über deutschen S ^(i. 
gräbern möglich sein, die moralische ^ 
tat und den guten Willen auf allen Se 
erkennen. $ iP 

Der Bundeskanzler hat am 21. Ap\,0fieW]' 
Bergen-Belsen frei vom Nebel der* $ 
te die geschichtliche Verantworte v^. 
Deutschen für die Verbrechen der ^ jn 
waltherrschaft fest umrissen. Und pCjeS' 
Anlehnung an das Wort des ersten o^^ 
Präsidenten an die nie verjährende ^ 
erinnert, mit der Deutschland in wac ^ 
nerung an das schmerzlichste Kap' s0\\- 
Geschichte zu leben habe. Von hier ^eg 

te ein gerader und für alle 9^9 ^n Ge' 
durch das Programm des gemeinsa uPd 
denkens führen. Es muß Sieg, Ben'& ^ 
Niederlage, aber auch der Partner^er pe^' 
einer erfolgreichen Demokratie 

sehen gerecht werden. Apr"1 

Bonner Generalanzeiger, 21- 
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